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Die Anfrage wird im Benehmen mit dem Herrn 
Bundesminister der Finanzen wie folgt beantwortet; 

Die Bundesregierung hat nach 1949 ein „Kanalbau- 
programm" nicht entwickelt; alle Maßnahmen an 
den Bundesv/asserstraßen, die von dem Bundes- 
minister für Verkehr durchgeführt worden sind, 
unterlagen jeweils der Prüfung und Beschlußfas- 
sung des Hohen Hauses. 

Auf Grund einer Entschließung des Deutschen Bun- 
destages vom 4. Juli 1958 — Drucksachen 300, 463, 
Umdruck 147 — hat die Bundesregierung erstmalig 
am 25. Juni 1959 dem Hohen Hause das „Vier- 
jahresprogramm für den Ausbau der Bundeswasser- 
straßen im Binnen- und Küstenbereich für die Haus- 
haltsjahre 1959 bis 1962" vorgelegt — Drucksache. 
1199. Den Schwerpunkt dieses Programms bilden 
Arbeiten, die auf Grund einschlägiger internatio- 
naler Abkommen und innerdeutscher Staatsverträge 
durchzuführen sind. 

Zu 1. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß sich 
auf dem Verkehrsmarkt weitgehende strukturelle 
Wandlungen vollziehen. Sie verfolgt die Entwick- 
lung mit großer Aufmerksamtkeit und hat in den 
letzten Jahren bereits mehrere wissenschaftliche 
Gremien um Stellungnahme gebeten. 

1. Im Aufträge des Bundesministers für Verkehr 
hat das Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung in 


München folgende Untersuchungen ausgeführt 
und abgeschlossen: 

a) eine Untersuchung über die Zusammenhänge 
zwischen der Güterproduktion und dem 
Tran.sportaufkommen (im Jahre 1955)*); 

b) eine Untersuchung über den Zusammenhang 
zwischen Güterproduktion und Transport- 
leistung (im Jahre 1957); 

c) eine Untersuchung über die wirtschaftlichen 
Wachstumstendenzen und ihre voraussicht- 
lichen Einwirkungen auf die Güterverkehrs- 
mengen und Transportleistungen (im Jahre 
1959). 

Diese Untersuchung ist auch von der Prü- 
fungskommission für die Deutsche Bundes- 
bahn bei ihren Erwägungen und Vorschlägen 
berücksichtigt worden. Das Ifo-Institut wird 
seinen Bericht in Kürze veröffentlichen. 

2. Die Strukturwandlung im Energiesektor wird 
zweifellos auch entsprechende Folgen für die 
Verkehrsträger, insbesondere für die Eisenbahn 
und die Binnenschiffahrt, nach sich ziehen. Auf 
Veranlassung des Bundesministers für Verkehr 
sind diese Strukturveränderungen seit 1958 von 
der List Gesellschaft, deren Forschungsabteilung 

*) veröffentlicht in der Schriftenreihe des Ifo-Instituts 
für Wirtschaftsforschunq, Nr. 28, Berlin — München 
1957 
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unter der Leitung des Professors Dr. Edgar Salin, 
Basel, steht, wissenschaftlich untersucht worden. 
Die Untersuchung berücksichtigt auch die Ver- 
hältnisse in den übrigen EWG-Ländern sowie in 
Österreich und in der Schweiz**). 

3. Im Jahre 1957 hatte der Bundesminister für Ver- 
kehr den Wissenschaftlichen Beirat beim Bun- 
desverkehrsministerium aufgefordert, sich zur 
Beförderung von flüssigen Brennstoffen durch 
Rohrleitungen in allgemeiner volkswirtschaft- 
licher Sicht und in Auswirkung auf die drei In- 
landsverkehrsträger gutachtlich zu äußern. Der 
Beirat hat sein Gutachten im November 1959 
abgeschlossen *). 

4. Welchen Einfluß die Kernenergie auf das Trans- 
portwesen haben wird, läßt sich zur Zeit noch 
nicht übersehen. Auf absehbare Zeit wird die 
Volks YsTirtschaft aber nicht auf die klassischen 
Energiequellen (Wasserkraft, Kohle und öl) 
verzichten können, wobei anzunehmen ist, daß 
die Wasserkraft künftig in wachsendem Maße 
zur Deckung des Spitzenbedarfs herangezogen 
werden wird (Pumpspeicherwerke und Schwell- 
betrieb). 

Insgesamt wird das Transportvolumen trotz man- 
cher Veränderungen auch nach den vorliegenden 
wissenschaftlichen Untersuchungen des Ifo-Instituts 
bis zum vlahre 1965 nicht absinken, sondern zuneh- 
men. Das Ifo-Institut nimmt den gleichen Trend 
auch für das folgende Jahrfünft bis 1970 an. Für 
einen größeren Zeitraum sind Aussagen mit hohem 
Wahrscheinlichkeitsgrad nicht mehr möglich. 

Zu 2. 

a) Die Bundesregierung stimmt dieser Ansicht 
grundsätzlich zu, zumal sie auch im wesentlichen 
dem Ergebnis der unter 1. aufgeführten wissen- 
schaftlichen Gutachten entspricht. Allerdings wer- 
den die Kohlentransporte für die Versorgung der 
zahlreichen Dampfkraftwerke an den Wasser- 
straßen mit einer Jahresarbeit von 40 Milliarden 
kWh in absehbarer Zeit nicht abnehmen. 

b) Die Bundesregierung stimmt auch dieser Auf- 
fassung zu. 

Zu 3. 

Die Bundesregierung hat sich auf Grund einer Kabi- 
nettsvorlage des Bundesminister für Verkehr vom 
14. November 1958 unter anderem mit den sich aus 
diesen Strukturwandlungen ergebenden Folgerun- 


*) wird dis Heft 20 in der Schriftenreihe des Wissen- 
schaftlichen Beirats beim Bundesverkehrsministerium 
erscheinen 

**) H, St, Seidenfus „Energie und Verkehr", Rückblick 
und Vorblick auf Strukturwandlungen des inter- 
europäischen Verkehrsaufkommens, Band 18 der 
Veröffentlichungen der List Gesellschaft eV, Reihe B 
(Studien zur Ökonomik der Gegenwart), heraus- 
gegeben von Erwin von Beckerath und Edgar Salin, 
Basel/Tübingen, 1960 


gen beschäftigt und darüber am 2. Juli 1959 grund- 
sätzlich Beschluß gefaßt. Der wesentliche Inhalt der 
von ihr geplanten oder eingeleiteten Maßnahmen 
ist vom Bundesminister für Verkehr im Bulletin 
Nr. 136 vom 30. Juli 1959 veröffentlicht worden 
(siehe Anlage). 

Wegen des Ausbaus der Bundeswasserstraßen 
nimmt die Bundesregierung Bezug auf die Druck- 
sache 1199, mit der dem Hohen Hause das vom 
Bundeskabinett gebilligte „Vierjahresprogramm für 
den Ausbau der Bundeswasserstraßen im Binnen- 
und Küstenbereich für die Haushaltsjahre 1959 bis 
1962" vorgelegt worden ist. 

In diesem Vierjahresplan sind die Fortführung der 
Rhein-Main-Donau-Großschiffahrtsstraße von Bam- 
berg bis Nürnberg und die Schiffbarmachung der 
Mosel enthalten. Der Anschluß Nürnbergs an den 
Main beruht auf dem Vertrag zwischen dem Reich 
und Bayern über die Ausführung der Main-Donau- 
Wasserstraße (Main-Donau-Staatsvertrag) vom 
13. Juni 1921. Die Schiffbarmachung der Mosel be- 
ruht auf dem Staats vertrag zwischen der Bundes- 
republik Deutschland, der Französischen Republik 
und dem Großherzogtum Luxemburg vom 27. ök- 
tober 1956 (BGBl. II S. 1837 ff.). 

Die im Vierjahresprogramm vorgesehenen Wasser- 
bauten sollen, wie die Bundesregierung in ihrem 
Anschreiben an den Herrn Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages anläßlich der Übersendung des 
Vierjahresprogramms für den Ausbau der Bundes- 
wasserstraßen — Drucksache 1199 — zum Ausdruck 
gebracht hat, aus volkswirtschaftlichen Gründen 
ausgeführt werden, überdies dienen die Wasser- 
straßen nicht nur Verkehrsinteressen, sondern auch 
anderen volkswirtschaftlichen Zwecken wie der 
Energiegewinnung, der Wasserversorgung und Ent- 
wässerung (vgl. Drucksache 1199 Seite 14, 15). Die 
Hochrheinkanalisierung und die Lahnschiffbar- 
machung sind im Vierjahresprogramm nicht ent- 
halten. 


Zu 4. 

Die Bundesregierung ist bereit, in besonderen Fäl- 
len in Zusammenwirken mit den Beteiligten auch 
bereits laufende Bauvorhaben unter Hinzuziehung 
neutraler Gutachter zu überprüfen, soweit Verlage- 
rungen der Verkehrsaufkommen seit der Erstellung 
früherer Gutachten Anlaß dazu geben. Für Bauvor- 
haben, die auf Grund internationaler Verträge 
durchzuführen sind, ist eine nochmalige Überprü- 
fung weder vorgesehen noch tunlich. 


Zu 5. 

Die Ablösung der vorhandenen Vertragsverpflich- 
tungen setzt die Zustimmung der Vertragspartner 
voraus. 


Seebohm 
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Anlage 


Sonderdruck aus „Bulletin des Presse- und Informationsamtes 
der Bundesregierung" vom 30. Juli 1959 


Ziele der Verkehrspolitik 


Notwendige Neuorientierung — Verbesserung der Sicherheit an Bahnübergängen — Angleichung der 
Wettbewerbsbedingungen für die verschiedenen Verkehrsträger — Ordnung des Personenverkehrs 

Das Problem der Deutschen Bundesbahn 

Von Dr.-Ing. Hans-Christoph Seebohm, Bundesminister für Verkehr 


Die schon vor dem letzten Kriege einsetzende technische, 
wirtschaftliche und strukturelle Wandlung im Binnenverkehr 
fast aller europäischer Staaten hat im letzten Jahrzehnt eine 
stürmische Gangart eingeschlagen. Die Eisenbahnen haben, vor 
allem durch das Vordringen des Kraftverkehrs, zum Teil auch 
durch das Eindringen neuer Verkehrsträger in den Binnen- 
verkehr, des Luftverkehrs und des Transports durch Rohr- 
leitungen, ihre frühere in vielen Beziehungen monopolartige 
Stellung verloren. Das Verhältnis zwischen Eisenbahn und 
Binnenschiffahrt hat sich wenig verändert, obwohl bei beiden 
Verkehrsträgern durch Rationalisierung — hier Elektrifizie- 
rung und Verdieselung, dort Motorisierung und Schubschiff- 
fahrt — einschneidende Veränderungen eingetreten sind. Aber 
auch für die Binnenschiffahrt kündigen sich durch den fort- 
schreitenden Rohrleitungsbau erhebliche Wandlungen an. Die 
Bundesrepublik ist daher wie alle übrigen Länder genötigt, 
sich dieser Entwicklung anzupassen und ihre Binnenverkehrs- 
politik neu zu gestalten. In der ersten Legislaturperiode' lag 
notwendigerweise das Schwergewicht der Arbeiten des Bun- 
desministers für Verkehr auf dem Wiederaufbau der ver- 
schiedenen Verkehrsträger und der Herstellung und Wieder- 
herstellung ihrer Rechtsgrundlagen. 

Maßnahmen in der zweiten Legislaturperiode 

Mit der zweiten Legislaturperiode setzte die Neuorientie- 
rung der Verkehrspolitik mit Nachdruck ein. Im Dezember 
1953 und Frühjahr 1954 schlug der Bundesminister für Ver- 
kehr dem Kabinett eine Reihe von Maßnahmen zur Neuorien- 
tierung der Verkehrspolitik vor. Sie basierten, soweit es die 
drei Binnenverkehrsträger betraf, auf folgenden Grund- 
gedanken: 

1 . Im Verkehr kann nur dann der größte volkswirtschaft- 
liche Nutzen mit möglichst geringem Kostenaufwand erreicht 
werden, wenn die Voraussetzungen für den Wettbewerb der 
miteinander konkurrierenden Verkehrsträger soweit wie mög- 
lich einander angeglichen werden. 

2. Der Werkverkehr, vor allem der Werkfernverkehr, ist 
auf ein verkehrspolitisch und volkswirtschaftlich erträgliches 
Maß zurückzuführen. 

3. Das gemeinwirtschaftliche System der Deutschen Bundes- 
bahn ist grundsätzlich beizubehalten. Zu ihrer Gesundung sind 
Maßnahmen verschiedener Art notwendig; es müssen ihr vor 
allem die betriebsfremden Lasten abgenommen werden. 

4. Ein gesunder Leistungswettbewerb unter den Verkehrs- 
trägern muß gefördert werden. 

5. Eine volkswirtschaftlich und verkehrspolitisch zweck- 
mäßige Zusammenarbeij: und Arbeitsteilung zwischen den 
Verkehrsträgern ist zu fördern. 

Die daraufhin von der Bundesregierung und dem Parlament 
in den Jahren 1954 und 1955 getroffenen Entscheidungen, ins- 
besondere der Erlaß des Verkehrsfinanzgesetzes 1955, haben 
Erfolg gehabt. Erste Schritte zur Annäherung der Startbedin- 
gungen von Schiene und Straße wurden durch die stärkere 
Heranziehung der Straße zu den Wegekosten getan. Die Be- 


schränkung des Werkfernverkehrs auf der Straße durch die 
Anhebung der Beförderungsteuer kam erwartungsgemäß vor 
allem dem gewerblichen Güterfernverkehr zugute. Dieser 
konnte sich trotz der höheren Belastung mit Mineralöl- und 
Kraftfahrzeugsteuer gesund entwickeln. Der überscharfe Kon- 
kurrenzkampf zwischen Schiene und Straße wurde gemildert. 
Der Bund übernahm einen Teil der betriebsfremden Lasten 
der Deutschen Bundesbahn. Dadurch wurde ihre wirtschaft- 
liche Lage erleichtert. 

Gestützt auf die Wirkungen dieser und zahlreicher anderer 
Maßnahmen wurde der Bundesminister für Verkehr in den 
Stand gesetzt, eine von ihm seit langem in Aussicht genom- 
mene Reform der Gütertarifpolitik einzuleiten mit dem Ziel, 
die Tarife der drei Binnenverkehrsträger stärker nach den 
Kosten auszurichten und eine Aufgabenteilung zwischen ihnen 
zu fördern. 

Programmpunkt der Regierungserklärung 

Der Herr Bundeskanzler konnte daher für die dritte Legis- 
laturperiode die konsequente Weiterführung der so begon- 
nenen verkehrspolitischen Neuordnung als Programmpunkt in 
die Regierungserklärung vom 29. Oktober 1957 aufnehmen. Er 
führte folgendes aus: „Das Ziel der Verkehrspolitik der Bun- 
desregierung ist, den Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiff- 
fahrtsverkehr so zu ordnen, daß der größte volkswirtschaft- 
liche Nutzen mit möglichst geringem Kostenaufwand erreicht 
wird. Wir werden auch künftig die Angleichung der Wett- 
bewerbsbedingungen der Verkehrsträger sowie eine zweck- 
mäßige Arbeitsregelung und möglichst enge Zusammenarbeit 
zwischen ihnen fördern. Die Bundesregierung wird weiterhin 
bemüht sein, die Deutsche Bundesbahn von Subventionen 
unabhängiger zu machen und sie vor unwirtschaftlichem Sub- 
stanzverkehr zu bewahren. An den gemeinwirtschaftlichen 
Aufgaben der Bundesbahn wird grundsätzlich festzuhalten 
sein." 

Der Bundesminister für Verkehr hat zur Verwirklichung 
dieser Leitsätze im Rahmen eines von ihm aufgestellten Pro- 
gramms eine Reihe von Maßnahmen getroffen und eingeleitet. 
Mit seiner Kabinettvorlage vom 14. November 1958 legte er 
dem Kabinett einen Zwischenbericht über den Stand der 
Arbeiten an seinem verkehrspolitischen Programm vor und 
erbat dafür die grundsätzliche Zustimmung des Kabinetts. Er 
unterbreitete gleichzeitig dem Kabinett zwei große Investi- 
tionspläne, und zwar den Vierjahresplan Straßenbau und den 
Vierjahresplan Wasserbau. Das Kabinett verabschiedete den 
Vierjahresplan Wasserbau am 10. Juni 1959. Das Bundes- 
kanzleramt leitete ihn am 25. Juni 1959 dem Bundestag zu. 
Der Vierjahresplan Straßenbau wurde der Ausgangspunkt des 
vom Kabinett am 18. Juni 1959 verabschiedeten Straßenbau- 
finanzierungsgesetzes, das jetzt dem Bundestag vorliegt. Das 
verkehrspolitische Programm wurde, nachdem eine Reihe von 
Ressort- und Chefbesprechungen stattgefunden hatte, vom 
Kabinett am 2. Juli 1959 grundsätzlich gebilligt. Der Bundes- 
minister für Verkehr wurde beauftragt, gemeinsam mit den 
beteiligten Ressorts die eingeleiteten Arbeiten fortzusetzen. 
Er wird, wenn sich dies im weiteren Verlauf der Arbeiten als 
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nötig erweisen sollte, das Kabinett oder das Wirtsdiaftskabi- 
nett um Entscheidung über besonders wichtige Einzelfragen 
bitten. 

Aufeinander abgestimmte Maßnahmen 

Das verkehrspolitisdie Programm des Bundesministers für 
Verkehr geht von der Erkenntnis aus, daß Einzelmaßnahmen 
von punktueller Wirkung unzweckmäßig sind, weil die Ver- 
kehrsträger untereinander zu sehr verflochten sind. So lassen 
sich z. B. die anstehenden Ordnungsaufgaben allein über den 
Tarif nicht lösen. Vielmehr müssen Legislative, Exekutive und 
Verkehrsträger eine Reihe aufeinander abgestimmter Maß- 
nahmen ergreifen, die sich gegenseitig bedingen und in einem 
engen Zusammenhang stehen. 

International hat sich der Gedanke, daß die Wegekosten 
ein entscheidender Faktor für die Koordinierung der Binnen- 
verkehrsträger sind, in den letzten Jahren mehr und mehr 
durchgesetzt. Besonders wichtig bleibt, die Belastung der Ver- 
kehrsträger mit ihren Wegekosten noch besser anzugleichen. 
Schon das Verkehrsfinanzgesetz 1955 zog den Kraftverkehr 
stärker zu den ihm anlastbaren Straßenkosten heran. Wäh- 
rend aber die Bahnen nach wie vor ihre Wegekosten voll 
selbst tragen müssen, ist dies jedoch, zumindest beim Schwer- 
lastverkehr auf der Straße und — in geringerem Maße — 
auch bei der Binnenschiffahrt, heute noch nicht der Fall. Es ist 
daher nicht zu umgehen, daß der Schwerlastverkehr mehr als 
bisher zu den ihm zuzurechnenden Wegekosten herangezogen 
wird. 

In dieser Richtung wird durch das kürzlich vom Kabinett 
verabschiedete Straßenbaufinanzierungsgesetz durch die Er- 
höhung der Mineralölsteuer und Kraftfahrzeugsteuer ein wei- 
terer Schritt getan. Bei der Binnenschiffahrt wird das Problem 
vor allem wegen des regen internationalen Wettbewerbs im 
Rhein- und Donaugebiet und des Wettbewerbs der übrigen 
Wasserstraßen mit diesem Verkehr endgültig erst im euro- 
päischen Rahmen lösbar sein. Der Bundesminister für Verkehr 
führt jedoch vorsorglich schon jetzt Erhebungen durch, um die 
der Binnenschiffahrt zuzurechnenden Wegekosten bei den 
einzelnen deutschen Wasserstraßen festzustellen. Nach Ab- 
schluß der Erhebungen wird er Vorschläge machen mit dem 
Ziel, auch hier soweit wie möglich der Grundauffassung über 
die Tragung der Wegekosten bei der Binnenschiffahrt Geltung 
zu verschaffen. Ferner müssen die Startbedingungen von 
Schiene und Straße auch durch die beabsichtigte Änderung 
des geltenden Eisenbahnkreuzungsrechts angeglichen werden. 

Das Problem der Schienenübergänge — Neuordnung 

des Kreuzungsrechts 

Die zunehmende Dichte und Geschwindigkeit des Verkehrs 
auf Schiene und Straße hat zu erhöhten Gefahren an schienen- 
gleichen Bahnübergängen geführt. Umfangreiche weitere Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Sicherheit sind deshalb immer 
dringender geworden. Soweit als nur irgend finanzierbar, wo- 
bei die Finanzkraft der verschiedenen Baulastträger leider 
sehr hemmt, ist es erforderlich, alle schienengleichen Bahn- 
übergänge durch Uber- oder Unterführungen zu ersetzen, die 
den Verkehr besonders stark behindern oder bei denen die 
Verkehrssicherheit wegen der Verkehrsdichte oder anderer 
örtlicher Verhältnisse nicht mehr auf andere Weise gewähr- 
leistet werden kann. Viele andere Kreuzungsanlagen müssen 
geändert werden, um eine flüssigere Abwicklung des Ver- 
kehrs zu erreichen, die Sicherungseinrichtungen dem gestei- 
gerten Verkehr anzupassen und menschliches Versagen so 
weit als irgend möglich sowohl bei der Bedienung der Siche- 
rungsanlagen wie bei den Kraftfahrern auszuschließen. 

Sobald die eingeleitete Bewahrung positiv abgeschlossen 
ist, müssen die ein- und zweigleisigen Schienenübergänge mit 
vollautomatischen zuggesteuerten Halbschranken mit Warn- 
lichtern ausgerüstet werden. Die Kosten für diese Maßnahmen 
erreichen hohe Milliardenbeträge. Sie belasten die Träger der 
Straßenbaulast und die Eisenbahnen schwer. Da nach dem 
geltenden Recht die Mittel für Maßnahmen an Bahnüber- 
gängen ohne Rücksicht auf die Interessenlage von beiden 
Teilen je zur Hälfte zu tragen sind, haben sich in den letzten 
Jahren steigend Finanzierungsschwierigkeiten und rechtliche 
Auseinandersetzungen ergeben, die bei den Bemühungen um 
eine Verbesserung der Sicherheit an Bahnübergängen sehr 
hinderlich sind. Nur durch darlehnsweise Hingabe der Bau- 


kostenanteile der Bundesbahn durch den Bundeshaushalt 
konnte seit Ende 1957 eine Auflockerung erreicht werden. 

Die Neuordnung des Kreuzungsrechts soll diese Schwierig- 
keiten weiter vermindern vor allem durch eine andere Ver- 
teilung der Kosten, und zwar so, wie sie der wahren Interes- 
senlage entspricht und zugleich auch den verkehrs- 
politischen Grundsätzen über die Herstellung 
gleicher Wettbewerbsbedingungen aller Bin- 
nenverkehrsträger Rechnung trägt. Nach den glei- 
chen Grundsätzen sollen künftig auch die durch die Inbetrieb- 
haltung, die laufende Unterhaltung und die Erneuerung 
entstehenden Lasten verteilt werden. Ähnliche Grundsätze 
sollten dort angewandt werden, wo der Verkehrswegebau 
Baulastträger dritter Art berührt (Versorgungsleitungen, kom- 
munale Verkehrseinrichtungen usw.). 


Die Leitgedanken 

Der vom Bundesminister für Verkehr ausgearbeitete Gesetz- 
entwurf für das Eisenbahnkreuzungsnetz, der z. Z. mit den 
Bundesressorts beraten wird, beruht auf folgenden Leitge- 
danken: 

1 . Die an einer Kreuzung Beteiligten sind verpflichtet, sich 
untereinander um eine Verständigung über die zur Verbesse- 
rung der Verkehrsverhältnisse erforderlichen Maßnahmen zu 
bemühen. 

2. Kommt eine Einigung nicht zustande, so kann die im Ge- 
setz bestimmte Behörde angerufen werden, die in einem be- 
sonderen Verfahren die notwendigen Maßnahmen anordnet. 

3. Die Anordnungsbehörde kann auch von Amts wegen 
tätig werden, wenn die Verkehrssicherheit es erfordert. 

4. Die Kosten werden nach dem Veranlassungsprinzip ver- 
teilt. Wer eine neue Kreuzung herstellt oder Anlaß zur Ände- 
rung einer bestehenden Kreuzung gibt (z. B. durch Zunahme 
des Verkehrs auf seinem Verkehrsweg), hat die hierdurch 
entstehenden Kosten zu übernehmen. Sind beide Beteiligte 
Veranlasser, so werden beide an den Kosten beteiligt. Vor- 
teile, die dem Nichtveranlasser entstehen, sind dem Kosten- 
pflichtigen gegenüber auszugleichen. 

5. Die Anordnungsbehörde soll nach Maßgabe ihrer Mittel 
im Bedarfsfall (z. B. bei leistungsschwachen Kreisen, Gemein- 
den und nichtbundeseigenen Eisenbahnen) Zuschüsse zu den 
Kosten geben können. 

Der Entwurf sieht ein Kreuzungsrechtverfahren vor, das der 
verfassungsrechtlichen Lage entspricht, und macht die jeweili- 
gen Aufsichtsbehörden für die Durchführung der angeordneten 
Maßnahmen verantwortlich. 


Unterschiedliche Belastung der Verkehrsträger 

Schiene, Straße und Binnenschiffahrt sind mit Steuern und 
sonstigen Abgaben unterschiedlich belastet; dadurch sind ihre 
Wettbewerbsbedingungen zum Teil verzerrt. Der Bundes- 
minister für Verkehr hat im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen das Rheinisch-Westfälische Institut für 
Wirtschaftsforschung in Essen beauftragt, zu prüfen, welche 
Wirkungen sich aus der unterschiedlichen Belastung der drei 
Verkehrsträger mit öffentlichen Abgaben, insbesondere für 
den Wettbewerb untereinander, ergeben. Damit sollen die 
Unterlagen geschaffen werden, die eine weitere Angleichung 
der Wettbewerbsbedingungen ermöglichen. 

Nach den gegenwärtig geltenden haftpflichtrechtlichen Vor- 
schriften ist das Ausmaß der Haftung im Schienen- und 
Straßenverkehr verschieden; die Bahnen werden stärker in 
Anspruch genommen. Der Bundesminister der Justiz arbeitet 
an einer Modernisierung des Haftpflichtrechts. Der Bundes- 
minister für Verkehr ist bemüht, im Rahmen dieser Arbeiten 
eine Angleichung der haftpflichtrechtlichen Bestimmungen her- 
beizuführen. 

Die auf dem Gebiet der Sozial- und Versorgungsleistungen 
bestehenden Regelungen sind für die Verkehrsträger sehr 
unterschiedlich. Hieraus ergibt sich eine besonders bedeut- 
same Ungleichheit der Startbedingungen, die nachhaltig zu 
berücksichtigen sein wird. Das Problem wird, sobald der Be- 
richt der Prüfungskommission für die Deutsche Bundesbahn 
vorliegt, zur Entscheidung anstehen. 
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Die Möglichkeiten der Verkehrsträger, die von ihnen be- 
nötigten Investitionen zu finanzieren, sind ebenfalls sehr ver- 
schieden. Daraus ergibt sich eine erhebliche Ungleichheit der 
Startbedingungen, die zu beachten sein wird. Auch dieses 
Problem soll geprüft werden, sobald der Bericht der Prüfungs- 
kommission für die Deutsche Bundesbahn vorgelegt sein wird. 

Auf dem Gebiet des Personenverkehrs wird zwischen den 
Interessen der Verkehrsträger heute durch das Gesetz über 
die Beförderung von Personen zu Lande vom 4. Dezember 1934 
ein Ausgleich erstrebt. Dieses Gesetz ist überholt. Der Bun- 
destag konnte leider in der zweiten Legislaturperiode den 
Regierungsentwurf eines neuen Personenbeförderungsgesetzes 
nicht mehr verabschieden. Es ist zu hoffen, daß der Bundestag 
den ihm zu Beginn der driten Legislaturperiode von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf alsbald verab- 
schieden wird; allerdings sollen gewisse verfassungsrechtliche 
Grundsatzfragen durch das Bundesverfassungsgericht vorher 
geklärt werden. Dann werden endlich die Voraussetzungen 
für eine verkehrspolitisch zweckmäßige Ordnung des Per- 
sonenverkehrs auf der Straße vorhanden sein. 

Die mit dem Bau und dem Betrieb von Rohrleitungen zu- 
sammenhängenden Fragen sind in mehreren Besprechungen 
zwischen den beteiligten Ressorts erörtert worden. Sie wurden 
sich grundsätzlich darüber einig, daß eine Zusammenarbeit 
zwischen Bund und Ländern zweckmäßig ist und angestrebt 
werden muß. Es ist beabsichtigt, darüber mit den Ländern 
Fühlung aufzunehmen, um die Zuständigkeitsfrage zu klären. 
Alle dargelegten Maßnahmen zur weiteren Annäherung der 
Wettbewerbsbedingungen der V^crkehrsträger und der Rege- 
lung ihrer Beziehungen zueinander dienen nicht nur einer 
volkswirtschaftlich optimalen Verkehrsbedienung. Sie tragen 
dazu bei, den Transport von Massengütern, der auf der Straße 
überaus stark zugenommen hat, auf Schiene und Binnenschiff- 
fahrt zu verlagern, eine Entwicklung, die nach allgemeiner 
Auffassung verkehrspolitisch notwendig ist. Sie fördern außer- 
dem durch die richtige Zuordnung der dem einzelnen Ver- 
kehrsträger anzulastenden Kosten und sonstigen Belastungen 
unter ihnen eine zweckmäßige Arbeitsteilung. 

Kosten- und Leistungsanalysen — Zusammenarbeit der 

Verkehrsträger 

Diese Tendenz soll durch weitere Maßnahmen gefördert 
werden: Mit der am 1. Februar 1958 in Kraft getretenen Güter- 
tariferhöhung ist zum ersten Male der Versuch unternommen 
worden, die Tarife den Kosten anzunähern mit dem Ziel, eine 
zweckmäßige Aufgabenteilung unter den Verkehrsträgern zu- 
stande zu bringen. In Gedankenaustausch mit dem Beyer- 
Ausschuß werden die Wirkungen dieser verkehrspolitischen 
Neuorientierung geprüft werden. Darüber hinaus reichende 
tarif- und verkehrspolitische Maßnahmen für eine zweck- 
mäßige Arbeitsteilung können erst dann mit Aussicht auf Er- 
folg in Angriff genommen werden, wenn ausreichend begrün- 
dete, repräsentative Unterlagen für einen Vergleich der 
Kosten zwischen den verschiedenen Verkehrszweigen und über 
die wechselseitigen Zusammenhänge zwischen Kosten, Leistun- 
gen und Umsätzen zur Hand sind. Systematische Vorarbeiten 
für solche Untersuchungen hat der vom Bundesminister für 
Verkehr eingesetzte Selbstkostenausschuß in mehrjähriger, 
intensiver Arbeit geleistet. Am 1. Januar 1959 ist das auf Vor- 
schlag des Bundesministers für Verkehr von der Bundes- 
regierung eingebrachte Gesetz über die Statistik der Kosten 
und Leistungen im Güterverkehr mit Kraftfahrzeugen, mit 
Binnenschiffen und mit Eisenbahnen in Kraft getreten. Es 
bildet endlich die erforderliche Grundlage für statistische Er- 
hebungen auf breiter repräsentativer Basis. 

Die bisher vorliegenden Aufschreibungsergebnisse zeigen, 
daß die befragten Unternehmen bereitwillig mitarbeiten, so 
daß brauchbare Unterlagen für die Untersuchung zur Ver- 
fügung erwartet werden können. Sie werden ergänzt werden 
durch eingehende Kosten- und Leistungsanalysen, mit denen 
ein unabhängiges betriebswirtschaftliches Institut betraut wird. 

Die zur Förderung einer zweckmäßigem Arbeitsteilung ge- 
troffenen Maßnahmen wirken sich gleichzeitig mit dem Ziel 
einer Zusammenarbeit der Verkehrsträger aus, und zwar des- 
wegen, weil dadurch die Bemühungen unterstützt werden, die 
Bahn stärker auf den Knotenpunktverkehr, den Kraftwagen 
mehr auf den Flächenverkehr hin zu entwickeln und schließ- 
lich zu Absprachen der beiden Verkehrsträger zu gelangen. 


Der Bundesminister für Verkehr fördert diese Entwicklung 
auf verschiedene Weise. Er wirkt unter anderem darauf hin, 
daß der Huckepack- und Behälterverkehr ausgebaut wird. Zu 
diesem Zweck hat er veranlaßt, daß die Aufgaben der Studien- 
gesellschaft für den Behälterverkehr auf das gesamte Gebiet 
des kombinierten Verkehrs ausgedehnt werden. Auch hier- 
durch soll die Zusammenarbeit der Verkehrsträger verstärkt 
werden. Der auf Initiative des Bundesministers für Verkehr 
von Schiene, Straße und Binnenschiffahrt im Jahre 1956 ge- 
gründete „Ausschuß der Verkehrsträger", der ein selbstver- 
antwortliches Zusammenwirken verbürgen soll, setzt seine 
Arbeiten fort. 

Alle diese Maßnahmen zur Ordnung zwischen den drei 
Binnenverkehrsträgern, zur Angleichung ihrer Wettbewerbs- 
bedingungen und zur Förderung der Arbeitsteilung und Zu- 
sammenarbeit wirken nicht nur in Richtung einer verkehrs- 
politisch und volkswirtschaftlich optimalen Verkehrsbedienung; 
sie tragen auch dazu bei, daß die wirtschaftliche Lage der 
Verkehrsträger untereinander angeglichen und gefestigt wird. 

Gesundung der Deutschen Bundesbahn 

Ihre Verwirklichung ist mithin auch wesentliche Voraus- 
setzung für die Gesundung der Deutschen Bundesbahn. Eine 
Reihe die Bundesbahn unmittelbar betreffende Maßnahmen 
muß aber hinzutreten. In erster Linie muß die Bundesbahn 
selbst um die Wiederherstellung ihrer Wirtschaftlichkeit be- 
müht sein. Sie muß alle Möglichkeiten einer kaufmännischen 
Betriebsführuiig im Rahmen der von ihr zu erfüllenden Auf- 
gaben voll ausschöpfen und ihre Bemühungen zur Rationali- 
sierung und Modernisierung ihres Betriebes verstärken. Fer- 
ner wird sie ihren personellen, technischen und betrieblichen 
Apparat dem bereits eingetretenen und weiter sich vollzie- 
henden verkehrswirtschaftlichen Strukturwandel anzupassen 
haben. So hat die Deutsche Bundesbahn z. B. auf Grund einer 
Anfang 1958 vom Bundesminister für Verkehr an sie gerich- 
teten Aufforderung ein Programm zur Schließung unrentabler 
Nebenstrecken und nicht mehr benötigter Werkstätten aus- 
gearbeitet, das gegenwärtig durchgeführt wird. 

Für die Entscheidungen der Leitung der Deutschen Bundes- 
bahn auf allen diesen Gebieten wird aber von ausschlag- 
gebender Bedeutung sein, ob und inwieweit Legislative und 
Exekutive bereit sein werden, den vorstehenden, die drei 
Binnenverkehrsträger gemeinsam betreffenden Vorschlägen 
des Bundesministers für Verkehr zu entsprechen. Von ihnen 
wird vor allem abhängen, ob die Deutsche Bundesbahn sich 
auf einen Wettbewerb auf der Grundlage zumindest an- 
genäherter Startbedingungen einrichten kann, oder ob die 
Verzerrung der Wettbewerbslage zu ihren Lasten bestehen 
bleibt. 

Die auf Beschluß des Bundestages von dem Bundesminister 
der Finanzen und dem Bundesminister für Verkehr eingesetzte 
Kommission zur Prüfung der Deutschen Bundesbahn wird 
Vorschläge über die von der Deutschen Bundesbahn selbst zu 
ihrer Sanierung zu treffenden Maßnahmen machen und die 
dafür zu schaffenden gesetzgeberischen Regelungen aufzeigen. 

Die Deutsche Bundesbahn hat gemeinwirtschaftliche Ver- 
pflichtungen zu erfüllen, die ihre Wettbewerber nicht oder 
doch nicht in diesem Umfange zu tragen haben. Sie ist dadurch 
fraglos benachteiligt. Zwar wird entsprechend der Regierungs- 
erklärung des Herrn Bundeskanzlers aus allgemeinpolitischen, 
aus sozial-, Standort-, agrarpolitischen und sonstigen Gründen 
die Gemeinwirtschaftlichkeit der Deutschen Bundesbahn grund- 
sätzlich beibehalten werden müssen. Gleichwohl muß geprüft 
werden, inwieweit — unbeschadet der grundsätzlichen Forde- 
rung in der Regierungserklärung — Inhalt und Ausmaß der 
Gemeinwirtschaftlichkeit auf die Tatsache abgestellt werden 
muß, daß die Bundesbahn ihre frühere Stellung im Gesamt- 
verkehr verloren hat und in einem scharfen Wettbewerb mit 
den anderen Verkehrsträgern steht. Es wird hierbei nicht ver- 
kannt werden dürfen, daß wichtige Elemente der Gemeinwirt- 
schaftlichkeit ganz oder doch zum wesentlichen Teil den eigen- 
wirtschaftlichen Bedürfnissen der Deutschen Bundesbahn nicht 
entgegenstehen, so z. B. die Entfernungsstaffel, die Tarifgleich- 
heit im Raum, die Betriebs- und Beförderungspflicht. 

Keine Maximierung des Gewinns 

In der Vergangenheit haben aber häufig die politischen 
Instanzen von der Deutschen Bundesbahn unter Berufung auf 
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ihre Pflicht zu gemeinwirtschaftlicher Betriebsführung Maß- 
nahmen verlangt, die für sie verlustbringend, für die poli- 
tischen Instanzen aber bequem und populär waren, so z, B. 
tarifpolitische Maßnahmen, insbesondere auf dem Gebiete des 
Personenverkehrs, oder die Aufrechterhaltung unrentabler 
Strecken. Das wird künftig nicht mehr der Fall sein dürfen. 
Wenn aus übergeordneten politischen Gründen derartige 
Maßnahmen von der Deutschen Bundesbahn verlangt werden, 
so wird man die ihr dadurch erwachsenden Verluste als 
betriebsfremde politische Lasten anzusehen haben; sie muß 
dafür sofort und bar einen Ausgleich von derjenigen Stelle 
erhalten, in deren Interesse die Maßnahmen getroffen werden 
(Bund oder Land). 

Anders sind diejenigen Fälle zu beurteilen, in denen die 
politischen Instanzen von der Deutschen Bundesbahn be- 
stimmte „gemeinwirtschüftliche" Maßnahmen verlangen, die 
zwar nicht den Anforderungen einer rein kaufmännischen 
Betriebsführung entsprechen, jedoch nicht zu Verlusten führen, 
so z. B. die Gewährung von niedrigeren Ausnahmetarifen, als 
sie die Deutsche Bundesbahn bei rein kaufmännischem Ver- 
halten einführen könnte. Ein zum mindesten teilweiser Aus- 
gleich für die Deutsche Bundesbahn könnte darin gesehen 
werden, daß sie zwar gehalten ist, eine Rendite zu erwirt- 
schaften, jedoch nicht eine Maximierung des Gewinns anzu- 
streben hat. 

Durch eine solche neue Abgrenzung der Gemeinwirtschaft- 
lichkeit wird auf der einen Seite die Deutsche Bundesbahn in 
ihrer Wettbewerbsdisposition gestärkt, auf der anderen Seite 
wird der politischen Forderung auf grundsätzliche Aufrecht- 
erhaltung der Gemeinwirtschaftlichkeit Rechnung getragen. 
Das Bundesbahngesetz bedarf dazu entsprechender Änderun- 
gen und Ergänzungen. Dazu werden die Vorschläge von der 
Prüfungskommission für die Deutsche Bundesbahn abzuwarten 
sein. 

Im einzelnen sind also vor allem folgende Grundgedanken 
zu verwirklichen: Die Betriebspflicht ist grundsätzlich beizu- 
behalten. Die Bundesbahn muß jedoch das Recht haben, den 
Betrieb auf nachgewiesen dauernd unrentablen Nebenstrecken 
nach vorheriger Ankündigung einzuschränken oder stillzu- 
legen. Verlangt die Bundesregierung im Einzelfall aus über- 
geordneten politischen Gründen die Aufrechterhaltung unren- 
tabler Nebenstrecken, so sind der Bundesbahn die nachgewie- 
senen Verluste zu ersetzen. Das gleiche soll gelten, wenn 
Länder oder Gemeinden die Aufrechterhaltung solcher Neben- 
strecken verlangen. Die Ersatzpflicht entfällt, wenn und soweit 
die Bundesbahn Überschüsse erzielt. 

In einem noch festzulegenden Verfahren ist die Bürgschaft 
zu verankern, daß der Verkehr auf der stillzulegenden Strecke 
oder ein Ersatzverkehr einem anderen zuverlässigen Ver- 
kehrsunternehmen überlassen wird, das bereit und in der Lage 
ist, den Verkehr ohne oder mit wesentlich geringeren Zu- 
schüssen zu bedienen. Für das Verfahren sind bestimmte 
Fristen vorzusehen. 

Die Beförderungspflicht ist grundsätzlich beizubehalten. Um 
die Bundesbahn möglichst vor verlustbringenden Transporten 
zu bewahren, soll 

a) ihr das Recht eingeräumt werden, für den Transport be- 
stimmter Güter (die noch im einzelnen festzulegen sind) Zu- 
schläge zu erheben, die wenigstens die Selbstkosten decken; 

b) in geeigneten Fällen die Beförderungspflicht einge- 
schränkt werden. 

Die Frage der Tarife — Beseitigung von Schäden 

Der Tarifzwang soll in begrenztem Umfange (der im ein- 
zelnen noch festzulegen ist) mit dem Ziel einer eigenwirt- 
schaftlichen Tarifgestaltung cier Bundesbahn gelockert werden. 
Die Tarife der Bundesbahn bedürfen auch künftig der Geneh- 
migung des Bundesministers für Verkehr; die Genehmigung 
gilt als erteilt, wenn sie nicht binnen einer bestimmten Frist 
ausdrücklich versagt wird. Wird die Genehmigung eines Tarifs 
versagt oder wird eine bestimmte Tarifgestaltung verlangt 
mit der Folge, daß dadurch die Selbstkosten der Bundesbahn 
nicht gedeckt werden, so ist der dadurch entstehende nachge- 
wiesene Verlust der Deutschen Bundesbahn aus Bundesmitteln 
zu ersetzen. Die Ersatzpflicht entfällt, wenn und soweit die 
Bundesbahn Überschüsse erzielt. Zweifelsfragen über die 
Höhe der Entschädigungen an die Deutsche Bundesbahn in 
den Fällen der Betriebspflicht und des Tarifzwanges entschei- 
det nach Einholung eines Sachverständigengutachtens der 
Biindesminister für Verkehr im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen. Welche Maßnahmen in bezug auf 


die nichtbundeseigenen Eisenbahnen insoweit zu treffen sind, 
wird mit den Ländern abzustimmen sein. 

Die Deutsche Bundesbahn ist im Wettbewerb mit den ande- 
ren Verkehrsträgern ferner dadurch benachteiligt, daß sie über 
die ihr bereits durch die Bundesregierung im Jahre 1957 abge- 
nommenen betriebsfremden Personallasten hinaus noch wei- 
tere politische Lasten und Sonderlasten auf dem Gebiete des 
Versorgungsrechts zu tragen hat. Die Prüfungskommission für 
die Deutsche Bundesbahn wird voraussichtlich auch hier Vor- 
schläge machen. 

Der Bundesbahn ist, wie übrigens auch der Binnenschiffahrt, 
die großen Teilen der Wirtschaft gewährte Möglichkeit, die 
Beseitigung ihrer Kriegs- und Kriegsfolgeschäden über den 
Preis zu finanzieren, aus übergeordneten Gründen versagt 
gewesen. Für die Beseitigung derartiger Schäden an Anlagen 
und rollendem Material sollten ihr ausreichende Zuschüsse 
aus Mitteln des Bundeshaushalts gewährt werden. Außerdem 
sollte ihr der Bund für die darüber hinaus notwendige Aus- 
besserung und Erneuerung der Anlagen und des rollenden 
Materials Darlehen mit ausreichender Laufzeit und entspre- 
chenden Zins- und Tilgungsraten gewähren oder ihr die Auf- 
nahme derartiger Kredite erleichtern. Eine solche Haltung des 
Bundes würde gesunden kaufmännischen Grundsätzen ent- 
sprechen. Die Prüfungskommission wird auch hierzu Vor- 
schläge machen. 

Zusammenfassend ist folgendes festzustellen: So wichtig es 
ist, zu betonen, daß die Deutsche Bundesbahn nur dann gesun- 
den kann, wenn sie in erster Linie selbst durchgreifende Maß- 
nahmen zur Wiederherstellung ihrer Wirtschaftlichkeit trifft, 
so wichtig ist es, darauf hinzuweisen, daß ihren Bemühungen 
ein nachhaltiger Erfolg versagt bleiben wird, wenn nicht 
Legislative und Exekutive den vom Bundesminister für Ver- 
kehr in seinem Programm vorgesehenen Vorschlägen folgen. 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat auf Bitte des 
Bundesministers für Verkehr zu den vorstehenden Vorschlä- 
gen Stellung genommen. Er hat sich in wesentlichen Punkten 
mit ihnen einverstanden erklärt. In seinen „Gedanken zur 
wirtschaftlichen Gesundung der Deutschen Bundesbahn" vom 
28. November 1958 weicht er jedoch insoweit von dem Pro- 
gramm, insbesondere von den Leitsätzen zur Änderung der 
Betriebs-, Beförderungs- und Tarifpflicht ab, als er eine weiter- 
gehende Tarifautonomie für die Deutsche Bundesbahn anstrebt. 
Hier müssen jedoch die besonderen Verhältnisse, die sich aus 
der Zerreißung Deutschlands, aus den Belastungen der Ge- 
biete -nn der Zonengrenze, aus den Besonderheiten von Not- 
stands- und Sanierungsgebieten, aus der durch Verlust des 
Hinterlandes verschärften Konkurrenzlage unserer Seehäfen 
und aus den Bindungen internationaler Verträge (Montan- 
union, EWG usw.) ergeben, entsprechende Berücksichtigung 
finden. 

Der Bundesininister für Verkehr hat am 6. Januar 1959 den 
Sachverständigenausschuß für die Weiterentwicklung der 
deutschen Gütertarife und für Verkehrsfragen im Rahmen der 
EWG (Beyer-Ausschuß) gebeten, zu den tarifpolitischen Vor- 
schlägen des Vorstandes der Deutschen Bundesbahn Stellung 
zu nehmen. Dabei sollen auch die Wirkungen dieser Vor- 
schläge auf die anderen Verkehrsträger berücksichtigt werden. 
Die Leitsätze werden zu überprüfen sein, wenn und soweit 
das Gutachten des Beyer- Ausschusses hierzu Anlaß geben 
sollte. 

Das vorstehende Programm verweist in einer Reihe von 
bedeutsamen Fragen auf das von der Prüfungskommission für 
die Deutsche Bundesbahn zu erstattende Gutachten. Nach Vor- 
lage des Gutachtens wird es in diesen Punkten zu ergänzen 
sein. Es kann angenommen werden, daß die Prüfungskommis- 
sion sich auch noch zu weiteren Fragen, insbesondere zu den 
Leitsätzen zur Betriebs- und Beförderungspflicht und zum 
Tarifzwang äußern wird. Das Programm wird zu überprüfen 
sein, wenn und soweit das Gutachten der Prüfungskommission 
hierzu Anlaß geben sollte. 

Abschließend sei bemerkt, daß die wesentlichen Grundge- 
danken, auf denen die vorstehenden Vorschläge beruhen, mit 
den verkehrspolitischen Programmen der Regierungsparteien 
weitgehend übereinstimmen und auch mit den Bestrebungen 
auf europäischer Ebene, insbesondere der Europäischen Ver- 
kehrsministerkonferenz und der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft in Einklang gebracht werden können. Einzelne 
europäische Länder haben bereits begonnen, ihre Verkehrs- 
gesetzgebung, insbesondere ihre Eisenbahngesetzgebung, nach 
den Vorschlägen der Europäischen Verkehrsministerkonferenz 
zu ändern. Diese sehr weitgehenden Vorschläge sind auch in 
dem verkehrspolitischen Programm enthalten. 
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